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Prüfung der Zusammenfassung des Landesschlichtungsg esetzes (LSchliG) 
und der Schiedsordnung für das Land Schleswig-Holst ein (SchO); 
hier:  1)  Untersuchung des Schiedswesens; Votum de s Finanzausschusses zu  

 Tz. 9 (Bericht und Beschlussempfehlung - Landtagsd ruck- 
 sache 16/2331 vom 04.12.2008); 

 2) Schreiben des Justizministeriums vom 02.12.2009  (Umdruck 17/75 
 vom 10.12.2009)  

 
Anlage: Schiedsstellen- und Schlichtungsgesetz Sach sen-Anhalts  
 

 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 

 

die im Umdruck 17/75 veröffentlichten Argumente des Justizministeriums, mit denen 

begründet wird, Landesschlichtungsgesetz und Schiedsordnung nicht zusammenzu-

fassen, bedürfen einer Klarstellung aus Sicht des Landesrechnungshofs. 

 

Nach wie vor spricht nichts dagegen, dem Beispiel Sachsen-Anhalt zu folgen und die 

beiden Gesetze aus Gründen einer besseren Übersicht und Anwendbarkeit in einer 

Rechtsnorm zusammenzufassen. Dies entspräche auch dem Ziel einer Deregulie-
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rung, die sich die Landesregierung mit dem beim Innenministerium angesiedelten 

Normen-TÜV zur Aufgabe gemacht hat.  

 

Das Land Sachsen-Anhalt hat schon 2001 mit dem „Schiedsstellen- und Schlich-

tungsgesetz“ bewiesen, dass eine Zusammenführung mit diesen Zielen möglich ist. 

Die Begründung zum dortigen Gesetzentwurf1 stellt das deutlich heraus: 

 

„Aus Gründen der Übersichtlichkeit und besseren Handhabbarkeit sollen nicht ver-

schiedene Einzelgesetze, die sich jeweils mit Teilaspekten der außergerichtlichen 

Streitschlichtung befassen, sondern ein einheitliches Regelungswerk für die außerge-

richtliche Streitschlichtung insgesamt geschaffen werden. Dies ermöglicht eine gute 

Handhabbarkeit, indem der Blick in ein einziges Gesetz den genauen Überblick ver-

schafft, welche Formen der außergerichtlichen Streitschlichtung landesgesetzlich 

vorgesehen sind. Es wird zugleich vermieden, dass die im Rahmen der außergericht-

lichen Streitschlichtung tätigen Personen, insbesondere die Schiedspersonen, mit 

einer Vielzahl von Verfahrensordnungen arbeiten müssen. Gleichzeitig ermöglicht 

diese Vorgehensweise Verweisungen auf bestehende Vorschriften, ohne dass dies 

in der Anwendung mit erheblichem Aufwand verbunden wäre. Hierdurch kann ein 

schlankes und übersichtliches Regelungswerk geschaffen werden. Zudem können 

auf diese Weise die verschiedenen Schlichtungsverfahren besser aneinander ange-

passt werden, sodass durch diese Vereinheitlichung ebenfalls die Handhabbarkeit 

verbessert wird.“ 

 

Die ersten Paragrafen des Gesetzes (erster Abschnitt) befassen sich - wie in 

Schleswig-Holstein - mit der gemeindlichen Schiedsstelle. Es folgt der zweite Ab-

schnitt mit den Bestimmungen zum Schlichtungsverfahren in bürgerlichen Rechts-

streitigkeiten. Unterabschnitt 1 (§§ 13 ff.) enthält die Regelungen über die freiwillige 

außergerichtliche Streitschlichtung vor der Schiedsstelle. Der Unterabschnitt 2 

(§§ 34a ff.) regelt dann die obligatorische außergerichtliche Streitschlichtung (in 

Schleswig-Holstein LSchliG). Für diese Schlichtungsverfahren sind auch in Sachsen-

Anhalt neben den Schiedsleuten weitere Gütestellen (Notare und Rechtsanwälte) 

zuständig. Im dritten Abschnitt (§§ 35 ff.) folgen schließlich Bestimmungen über das 

                                            
1  Landtag von Sachsen-Anhalt, Drucksache 3/3655 vom 04.10.2000; Vorblatt S. 3 zum Gesetzentwurf bzw. Begründung 

S. 21 ff. 
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Schlichtungsverfahren in Strafsachen vor der Schiedsstelle als Vergleichsbehörde 

gemäß § 380 Abs. 1 StPO. 

 

Im Einzelnen:  

(kursiv: Zitate aus dem Schreiben des Justizministeriums - Umdruck 17/75) 

 

1. „Ein Nebeneffekt (Anmerkung: des LSchliG) ist die Verbesserung der Streitkultur - 

der einzige ernsthafte Anknüpfungspunkt zur SchO.“ 

 

Das LSchliG weist in erster Linie den nach der SchO ehrenamtlich tätigen Schieds-

leuten - neben den Rechtsanwälten - die Aufgabe der obligatorischen Streitschlich-

tung zu. Folgerichtig, gesetzestechnisch aber unschön, verweist das LSchliG mit sei-

nen nur 11 Paragrafen auf 30 (!) von insgesamt 50 Paragrafen der SchO, die für ein 

Schlichtungsverfahren nach dem LSchliG entsprechend gelten. Das LSchliG allein ist 

damit ohne die SchO nicht anwendbar. 

 

2. „Untypisch und damit ein Fremdkörper im Schlichtungswesen ist der Zwang.“ 

 

Dieses Argument verkennt die historische Entwicklung des Schlichtungswesens in 

Schleswig-Holstein. Die obligatorische Streitschlichtung in Strafsachen ist lange Zeit 

die eigentliche Domäne der Schiedsämter gewesen. In der Kommentierung (Vorbe-

merkungen zu § 35 SchO, Sticken: Schiedsordnung und Landesschlichtungsgesetz 

für das Land Schleswig-Holstein, 2. Auflage 2002) heißt es deshalb auch: „Das Straf-

recht ist das ursprüngliche Tätigkeitsfeld der Schiedsfrauen und Schiedsmänner.“  

 

Gemäß § 35 SchO ist das Schiedsamt Vergleichsbehörde nach § 380 Abs. 1 der 

Strafprozessordnung (StPO) und damit auch zuständig für die obligatorische Schlich-

tung in Strafsachen. Genau wie bei der 2002 eingeführten obligatorischen Streit-

schlichtung in Zivilsachen durch das LSchliG ist eben auch bei bestimmten Straftat-

beständen (z. B. Beleidigung, Hausfriedensbruch, Körperverletzung) eine Klage erst 

nach erfolglosem Schlichtungs- bzw. Sühneversuch möglich. Die SchO regelt also 

schon heute nicht nur die freiwillige Schlichtung (in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten), 

sondern auch die obligatorische Streitschlichtung (in Strafsachen). 
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3. „Ein systematischer Bruch besteht auch darin, dass es nach der SchO nur  

Schiedsämter mit Schiedsfrauen und Schiedsmännern gibt, nach dem LSchliG hin-

gegen gibt es drei weitere Gütestellen, nämlich alle Rechtsanwältinnen und Rechts-

anwälte als allgemeine Gütestelle, sonstige Gütestellen und anwaltliche Gütestellen. 

(…) Befürchtungen einer ausufernden anwaltlichen Konkurrenz (…) dürften eine Dis-

kussion auslösen, die die Grundlagen der SchO (…) in Frage stellen könnte.“ 

 

Der Landesgesetzgeber hat mit dem LSchliG (§ 3) festgelegt, dass auch allgemeine 

Gütestellen, das sind Rechtsanwälte und sonstige Gütestellen (z. B. Architekten-, 

Handwerks- und Industrie- und Handelskammern) obligatorische Streitschlichtung 

nach dem LSchliG betreiben können. Für die allgemeinen Gütestellen gelten die Ver-

fahrensvorschriften der SchO nicht.  

 

Die besonderen Gütestellen, das sind Schiedsämter und anwaltliche Gütestellen (mit 

Zulassung der Rechtsanwaltskammer Schleswig-Holstein), haben hingegen die Ver-

fahrensvorschriften der SchO anzuwenden.  

 

Schon bei der Evaluation des LSchliG 2005 hat das Justizministerium festgestellt 

(Landtagsdrucksache 16/240 vom 01.09.2005), dass „(…) bei den allgemeinen Gü-

testellen Erfahrungen mit Schlichtungsverfahren nach dem LSchliG praktisch nicht 

vorliegen und auch anwaltliche Gütestellen bislang selten als Schlichtungsstelle im 

Rahmen des LSchliG in Anspruch genommen werden (…).“ Für 2006 haben von 159 

zugelassenen lediglich 5 anwaltliche Gütestellen insgesamt 30 Verfahren nach dem 

LSchliG gemeldet. Nach wie vor spielt die Streitschlichtung nach dem LSchliG vor 

anwaltlichen Gütestellen keine nennenswerte Rolle. 

 

Soweit die Gefahr gesehen wird, dass Rechtsanwälte auch die Schlichtungsverfah-

ren der SchO für sich reklamieren, stellt sich die Frage, warum sie dies erst dann 

versuchen sollten, wenn der Landesgesetzgeber eine einheitliche Rechtsnorm für die 

außergerichtliche Streitschlichtung beschließen will. Bisher jedenfalls sind keine Be-

strebungen erkennbar, die bestehende SchO in diese Richtung zu verändern. Und 

dass der Bund der Schiedsmänner und Schiedsfrauen dem Vorschlag des Landes-

rechnungshofs und dem Beschluss des Finanzausschusses mehrfach widersprochen 

hat, verwundert angesichts der Argumentationslinie des Justizministeriums nicht. 
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4. „Aus den vorstehenden systematischen Überlegungen ergibt sich, dass es nicht 

nur um eine redaktionelle Zusammenführung geht, sondern der Regelungsgehalt 

eines „Schieds- und Schlichtungsgesetzes“ höher wird und die Normen komplizierter 

macht. (…) Die behauptete Übersichtlichkeit ist an sich schon infrage zu stellen und 

führt nicht zu Einspareffekten.“ 

 

Diese Argumentation ist nicht nachvollziehbar. Wieso sollten die Normen komplizier-

ter werden, wenn die Vorschriften aus bisher zwei Gesetzen in einer Norm zusam-

mengeführt werden? Der Vorschlag des Landesrechnungshofs, dem Beispiel Sach-

sen-Anhalts zu folgen und die beiden Gesetze zu einer Rechtsnorm zusammenzu-

fassen, zielt nicht ab auf Änderungen der Regelungsgehalte der bisherigen SchO 

und des LSchliG. Er dient allerdings den Zielen, Übersichtlichkeit und Anwendbarkeit 

durch eine einheitliche Rechtsnorm für die außergerichtliche Streitschlichtung zu 

verbessern und so zu einer Deregulierung beizutragen.  

 

Zur Verdeutlichung fügen wir diesem Schreiben den Text des Schiedsstellen- und 

Schlichtungsgesetzes Sachsen-Anhalts als Anlage  bei.  

 

Positiv wollen wir hervorheben, dass der Vorschlag des Landesrechnungshofs, die 

Datenbasis für Verfahren nach dem LSchliG zu verbessern, umgesetzt wird. Damit 

wird es dem Justizministerium 8 Jahre nach Inkrafttreten des LSchliG erstmals mög-

lich sein, aussagefähige und belastbare Daten zu den Verfahren der obligatorischen 

außergerichtlichen Streitschlichtung vorzulegen. 

 

Der Landesrechnungshof regt an, dieses Schreiben an den Innen- und Rechtsaus-

schuss weiterzuleiten, um sich ggf. mit diesem Thema zu befassen. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

gez. 

Aike Dopp 



 






































